
Obdachlose in Frankfurt: „Du da und du, ihr kommt mit“
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Oberbürgermeisterin Roth: Neue Frankfurter Linie?
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gleichzeitig für dieSachsen LB Immobi
liengesellschaft das ganzeProjekt leitet
– was die Gesellschaft nacheiner inter-
nen Kalkulationallein im vorigenJahr
572 000 Mark Honorarkosten sollte
Der Jurist hat alsReferendar in de
Kanzlei des RechtsanwaltsHerzog ge-
lernt, mit komplizierten Verträgen zu
arbeiten.

Nebenherjobbt Fröhlich noch bei ei-
ner weiteren Firma: Er ist Geschäftsfüh-
rer der WachgesellschaftCustos, an de
die Immobiliengesellschaft der Lande
bankbeteiligt ist. Custos hat dasMono-
pol für den Schutz der sächsischenGUS-
Immobilien. Die Kosten von zwölfMil-
lionen Mark pro Jahr werdenebenfalls
aus dem landeseigenen Sonderverm
gen beglichen.

Die Custos hatsich in der Leipziger
Jacobstraße 11 eingemietet – zu dem
Gewerbemieten derMessestadt nich
gerade günstigen Satz von 35Mark pro
Quadratmeter. Inhaber des Gebäude-
komplexes ist eine Personengese
schaft, an derneben Anwalt Herzog
auch die Kauffrau Heidemarie Riet
Wrede beteiligt ist, Geschäftsführerin
der Beratungsgesellschaft Steigenb
ger. Juristischvertretenwird die Firma
Custoszudem, die Welt ist klein, von e
nem Mitarbeiter der BerlinerDepen-
dance der Herzog-Kanzlei.

Im Finanzministerium wachseninzwi-
schen die Zweifel, obrund um dieRus-
senkasernenalles mit rechten Dingen
zugeht. Seit Juni durchleuchten Wirt
schaftsprüfer vonDornhof, Kloss und
Partner dasGeschäftsgebaren der Ber
ter. Vor allem, so Sachsens Finanz
staatssekretär Karl-HeinzCarl, sollen
sie ermitteln, ob „diegeschätzten Ko-
sten der Verwaltung üblich und ange-
messen sind“.

Da hegtenMinisteriale schon imvori-
gen Jahr ernsteZweifel und fragten
nach, doch LandesbankchefWeisshielt
zu Fröhlich undHerzog („ein Mann von
berauschender Qualität“).

Inzwischen förderte ein internerRevi-
sionsbericht der sächsischenLandes-
bank erhebliche Ungereimtheiten a
Licht. So monierten die Prüfer, da
„aufgrund fehlender detaillierter Nach
weise bzw. pauschaler Vertragsbestim
mungen“ die Prüfung „der sachlichen
Richtigkeit derRechnungennicht mög-
lich“ sei.

Die Firma IPM etwa hateigenwillige
Vorstellungen von Spesen. Manc
Flugticketsrechneten siegleich doppelt
ab, die KanzleiHerzog, Meyer,Will
stellte sogareinen Flug im Privatjet in
Rechnung, Kostenpunkt:5689 Mark –
bezahlt aus Landesmitteln.

Das sei schon inOrdnung,spottet ein
Mitarbeiter der Bank überHerzogs Ge-
schäftsgebaren, „wir könnten es uns ga
nicht leisten, dieZeit zu bezahlen, die e
auf Flughäfenrumsteht“.
-

O b d a c h l o s e

Ab in
den Wald
Sozialarbeiter beklagen Wildwestme-
thoden in Frankfurt am Main: Die
Stadt, berichten sie, schaffe Obdach-
lose mit Brachialgewalt aus der City.

echs Männer und zwei Frauen
kauerten, Bierflaschen in deSHand, enggedrängtunter einem

Treppenaufgang vor derSchirn-Kunst-
halle in derFrankfurter Innenstadt. E
regnete in Strömen, kein Passant wa
zu sehen, nurzwei städtische Hilfspoli-
zisten.
Die wurden plötzlich
dienstlich. „Du da und du
auch“, herrschten siezwei
der Männer an, „ihr
kommt mit.“ Die beiden
bekamen Handschellen
verpaßt und wurden sam
ihren Taschen zum grü
nen Dienstbus gestoße
„Wartet auf uns“, konnten
sie ihrenFreunden gerad
noch zurufen, „wir kom-
men wieder.“

Doch es dauerte 2
Stunden, bis dieFestge-
nommenen, Obdachlose
aus Frankfurt, an ihre
Stammplatz in der City
zurückkehrten, verdreck
und müde. „Weit hinte
dem Flughafen“, tief im
Wald hinter der Kleinstad
Kelsterbach, berichtete
sie, seien sie von de
Hilfspolizisten samt Gepäck aus de
Bus geworfenworden. Ihre Entführer
Beamte des Ordnungsamtes, hät
noch gewarnt: „Laßt euch nicht wiede
blicken, jetzt geltenandereSitten.“

Seit dem Frühsommer, als die neu
CDU-OberbürgermeisterinPetra Roth
zwar schon gewählt, aber noch nicht
im Amt war, greift die Behördedurch.
Sozialarbeiter nennen die rigorose
Vertreibung von Obdachlosenzynisch
„neue FrankfurterStadtreinigungspoli
tik“.

Mal enden die Abschiebungen, so b
richten Betroffene, in dunklen Taunu
wäldern, mal in der südhessischen Prä
rie, mal auch mitten auf einerAuto-
bahn, wo eigentlich niemand halten
darf. Wer sich wehrt, wird bedroht:
„Halt’s Maul, sonst kriegst dueinen
rein.“

Bernd Schneider vom Deutschen
Städte- und Gemeindebund, den d
Kunde von den Vertreibungenschon er-
reicht hat, bezeichnet dieFrankfurter
53DER SPIEGEL 48/1995
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Abschieben oder
Einsperren oder von
beidem ein bißchen
Linie als „menschenverachtend, unve
schämt“.

Wie andere Ballungszentren regi-
striert auch Frankfurt einstetiges An-
wachsen der „Nichtseßhaften“, wie d
Obdachlosen im Amtsdeutsch heiße
Rund 4500 Menschen, so schätzen d
Behörden, leben derzeit ohne Dach
über dem Kopf in der Stadt, Tenden
weiter steigend.

Und wie in anderen Großstädtenstel-
len am Mainviele Obdachlose ihrElend
in der City zur Schau – vor den Glitze
fassaden auf der Konsummeilepumpen
sie sich vor denAugen angewiderte
Bürger mit Bier und Schnapsvoll, sehr
zum Ärger von Geschäftsleuten.

Hilflos gegenüberzunehmendaggres-
siven Obdachlosensind die Stadtväte
nicht nur in Frankfurt. Esfehlt überall
am Geld für Wohnungen undSozialar-
beit, und dasnicht erst,seit diekommu-
nalen Kassen völlig leer sind. Mit Aus-
grenzung und Polizeiknüppel, daswis-
sen die Sozialpolitiker seitlangem, ist
den Wohnungslosen indes nicht beiz
kommen. Vor gut 20 Jahrenschon hat
der Bundestag deshalb den Straftat
stand der „Landstreicherei“ersatzlos
aus dem Gesetzbuch gestrichen.

Doch vor allem im Süden derRepu-
blik führten Länder und Gemeinde
Anfang der achtziger Jahre auf dem
Umweg überLandespolizeigesetze un
Ortssatzungen das Delikt praktischwie-
der ein. Schon damalsmachte Frank
furt, unter demCDU-Oberbürgermei-
ster Walter Wallmann, den Anfang.

Der Trick ist simpel: Nach dem Lan
despolizeigesetz, das inHessen „Geset
über die öffentliche Sicherheit undOrd-
nung“ heißt, dürfen dieKommunen be
stimmen, welche „Sondernutzung“ au
ihren Straßen erlaubtoder verbotenist.
In knüppeligem Amtsdeutschlegen die-
se „Sondernutzungsverordnungen“ fe
wann GastwirtedraußenTische aufstel
len und wo Geschäfte Reklametafe
anbringen dürfen.

Findige Juristenerkanntenrasch, daß
die Gummiparagraphen desPolizei-
rechts auch bestens auf Obdachlosepas-
sen: Sie erklärten einfach das „Nieder
lassen zumVerzehr alkoholischer Ge
tränke außerhalbzugelassener Fre
schankflächen“ zur unerlaubtenSonder-
nutzung. Wer dennoch auf Plätze
Parkbänken oder in U-Bahnhöfen säu
so steht esfast wortgleich in hessische
und bayerischenParagraphen, stört d
öffentliche Ordnung. Er kann von de
Behördentageweise miteiner „Platzver-
weisung“ für dieInnenstadtbelegt wer-
den.

Um derlei Aufenthaltsverbotegegen
unliebsame Passanten auch durchse
zu können,gingen die Ländernochwei-
ter. Wersich denPlatzsperren nicht füg
te, wurde mit Konsequenzenbedroht.
Wie die im Detail aussehen könnten,
wurde mit dem schwammigen Begrif
„Verbringungsgewahrsam“ umschri
ben. Das kannalles möglichesein: Ab-
schiebenoder Einsperren oder vonbei-
dem ein bißchen.

Im Kampf gegen die Drogenszen
setzte diePolizei in deutschenGroß-
städten das Instrumenterstmalsmassiv
ein. Reihenweise wurden etwa in Fran
furt unter Berufung auf das Gesetzaus-
wärtige Süchtige inRichtungHeimat ex-
pediert. Doch „bei Obdachlosen“, b
teuert Frankfurts stellvertretenderPoli-
zeipräsidentPeterFrerichs,„würde kein
Polizist dieseRegel anwenden“.

Muß er auch nicht. Das besorgt
Frankfurt das Ordnungsamt mitseinem
„Sicherheits- und Ordnungsdienst“
Doch dessen 70 Männer, behaupte
-

n

Amtschef Rolf Menzer, verhaltensich
„absolutkorrekt“, und wer, wie die Ob
dachlosen, von solchenAbschiebungen
berichte, „derlügt“.

FrankfurterSozialarbeiter glauben ih
ren Klienten. Uwe Scharf etwa vom
ökumenischen Beratungsdienst f
Männer hört „so oft vondieser Vertrei-
bung“, mal in den Stadtwald, malaufs
flache Land, „da muß was dransein“.
Und er bestätigt Erzählungen von Ver-
schleppten, denen von Beamten e
Grund für die harte Gangart genann
wurde: Nun sei PetraRoth dran, die
neue CDU-Oberbürgermeisterin, und
die wolle, „daß wir hiersaubermachen“

Das Stadtoberhaupt dementierte
denfallsnicht, als die „Lobby für Wohn
sitzlose undArme“, ein vonSozialarbei-
tern gegründeter Verein,schwere Vor-
würfe gegen dieStadterhob.Schriftlich
hatte dieLobby die Oberbürgermeiste-
rin aufgefordert, diepermanente „Frei-
heitsberaubung“ zu beenden. Da
„Vertreiben vonsichtbarerArmut“ än-
dere nichts an denGrundproblemen
und sei nur „ein Rückgriff in das politi
scheMittelalter“.

Die Behörde verweistdagegen auf ei
ne „Arbeitsanweisung“ an ihre Beam
ten. Darinsteht, daß „die Person“, d
aus der Innenstadt entfernt werdensoll,
„an der Übernachtungseinrichtung i
Ostpark“ abzusetzen sei, einem städti-
schenNotquartier. Und dasgeschehe in
der Regel auch.

Wenn die Arbeitsanweisung tatsäc
lich befolgt würde, müßtezumindest ei-
ner davonwissen: Gerhard Hofmann
Chef der ÜbernachtungsstelleOstpark.
Aber Hofmann weiß nichts von Einlie
ferungen insein Heim. „Das kommt“,
dementiert er knapp, „so gut wie g
nicht vor.“ Y


